
AHV-Verordnung angepasst

VADUZ – Die Regierung hat in ihrer Sit-
zung vom 14. Juli eine Abänderung der Ver-
ordnung zum Gesetz über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung genehmigt. Mit 
dieser Verordnungsanpassung wird eine 
Gleichstellung der teilzeiterwerbstätigen 
Grenzgänger mit den in Liechtenstein wohn-
haften Teilzeitbeschäftigen erzielt. Die bis-
herige Regelung sah vor, dass bei Grenz-
gängern, die in Liechtenstein einer Teilzeit-
beschäftigung nachgehen, die Beitragsdau-
er gemäss der pro Kalenderjahr geleisteten 
Arbeitsstundenanzahl angerechnet wird, 
während in der gleichen Situation bei Per-
sonen mit Wohnsitz in Liechtenstein die 
Anrechnung für jedes Kalenderjahr in Mo-
naten erfolgte. Die Abänderung folgt einer 
formellen Beanstandung der EFTA-Über-
wachungsbehörde. Da keine sachlichen 
Gründe für eine Differenzierung vorlagen, 
war eine Verordnungsanpassung vorzuneh-
men. Bei Personen vor dem Rentenbezug 
erfolgt die nunmehr beschlossene Korrektur 
der Beitragsdauer von Amtes wegen im 
Rentenfall oder aber dann, wenn diese ei-
nen Auszug aus dem individuellen Konto 
beantragen. Personen, die bereits eine Ren-
te beziehen, müssen jedoch aus technischen 
Gründen einen Antrag auf Korrektur stel-
len. Ein Nachzahlung einer höheren Rente 
ist nur innerhalb der fünfjährigen Verjäh-
rungsfrist möglich. Die AHV-IV-FAK-An-
stalten werden daher in den nächsten Wo-
chen die Rentnerinnen und Rentner mittels 
Rundschreiben auf die Möglichkeit der An-
tragstellung aufmerksam machen. (pafl)


